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FOCUS Nr. 7, August 2012
Editorial

Der Ausschuss der Vereinten Nationen für die Rechte von Menschen mit Behinderung hat – erstmals seit seinem Bestehen – eine Stellungnahme zu einer individuellen Mitteilung einer behinderten Person abgegeben. Eine Frau mit einer schweren körperlichen Behinderung hatte sich beklagt, dass Schweden mehrere Garantien der UNO Behindertenrechtskonvention (UNO-BRK) verletzt hatte. Der Ausschuss gab ihr Recht. Mit dieser Stellungnahme erhalten insbesondere das Recht auf unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft (Art. 19) sowie das Recht auf Gesundheit (Art. 25) konkrete Konturen. 
Auch in der Schweiz entwickelt sich die Rechtsprechung im Bereich des Behindertengleichstellungsrechts: Das Bundesgericht fällte zwei Entscheide, welche die Frage der Gleichstellung von Menschen mit Behinderung aufwarfen, im Bereich der Einbürgerung sowie im Schulbereich. Das Bundesverwaltungsgericht setzte sich seinerseits mit der Pflicht der SBB zur Anpassung der neuen Dosto (=Doppelstock) Wagen an die Bedürfnisse von Menschen mit Behinderung auseinander und hiess die Beschwerde der Behindertenorganisationen teilweise gut. Das Kantonsgericht Genf hingegen wies die Klage eines Rollstuhlfahrers gegen ein Kino wegen Diskriminierung ab. Die Urteile des Bundesverwaltungsgerichts und des Genfer Kantonsgerichts wurden ans Bundesgericht weitergezogen und waren bei Redaktionsschluss noch hängig.

Es tut sich was! So auch hoffentlich bei der Ratifizierung der UNO-BRK durch die Schweiz… Jedenfalls ist die Facebook Seite der Fachstelle Égalité Handicap, welche speziell für diese Angelegenheit geschaffen wurde, parat!
Caroline Hess-Klein

Leiterin der Fachstelle Égalité Handicap
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Aus der Praxis von Égalité Handicap

SBB verbietet Segway

Die SBB verbietet generell die Benutzung eines Segway im Bahnhofsbereich sowie die Mitnahme im Zug. Dies benachteiligt Menschen, die aufgrund ihrer Behinderung auf dieses Hilfsmittel angewiesen sind.
ig. Frau Steiner (Name geändert) ist aufgrund einer Erkrankung an Multipler Sklerose mobilitätsbehindert. Sie bezieht eine volle IV-Rente und ist im Besitz einer Bahnbegleitkarte. Wegen ihrer Behinderung kann sie sich innerhalb ihrer Wohnung nur noch mit Hilfe eines Rollators fortbewegen. Wenn sie ihr Haus verlässt, ist sie auf die Benutzung eines Segway angewiesen. Frau Steiner besitzt zwei Segways: ein kleines, relativ leichtes Modell, das in fast jedes Auto passt und ein grösseres Modell, das mit seinen Reifen auch für nasse Flächen geeignet ist. Letzterer wurde ihr durch die IV bezahlt.

Ein ärztliches Zeugnis belegt, dass der Segway jenes Fortbewegungsmittel ist, das den Mobilitätsbedürfnissen von Frau Steiner am besten entspricht und ihr die Chance gibt, sich so weit wie möglich ohne Hilfe Dritter im öffentlichen Raum fortzubewegen. Frau Steiner muss den Segway immer dann benützen, wenn sie ihre Wohnung verlässt, um z.B. zu Besprechungen zu gelangen oder auch um generell am gesellschaftlichen Leben teilnehmen zu können.

Seit März 2005 war Frau Steiner mit ihrem Segway Zug gefahren und damit auch im Bahnhofsareal unterwegs gewesen. Nie sind Probleme mit anderen Reisenden oder Sicherheitsprobleme vorgefallen. Erst ca. Anfang 2009 begannen Komplikationen mit den Zugbegleiter/innen und in Folge mit der SBB Handicap Telefonstelle aufzutreten, die ihr die Benutzung des Segway untersagen wollten. Da Frau Steiner auf die Benutzung des Segway jedoch angewiesen ist, versuchte sie eine Lösung mit der SBB zu treffen. Diese teilte ihr allerdings mit, dass sie den Segway künftig nicht mehr im Bahnhofsbereich verwenden dürfe.

Frau Steiner gelangte an die Fachstelle Égalité Handicap mit der Bitte um rechtliche Unterstützung.

Die Fachstelle beantragte in der Folge im Namen von Frau Steiner eine Ausnahmebewilligung für die Benutzung des Segway im Zug bzw. im Bahnhofsbereich. Dieser Antrag wurde von der SBB unter anderem unter Verweis auf Sicherheitsargumente abgelehnt.

Rechtliche Einschätzung der Fachstelle Égalité Handicap

Das Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) hebt in Art. 2 Abs. 2 hervor, dass Benachteiligungen von Menschen mit Behinderung sowohl direkt als auch indirekt erfolgen können: Demnach liegt eine Benachteiligung vor, wenn Menschen mit Behinderung rechtlich oder tatsächlich anders als Menschen ohne Behinderung behandelt und dabei ohne sachliche Rechtfertigung schlechter gestellt werden als diese, oder wenn eine unterschiedliche Behandlung fehlt, die zur tatsächlichen Gleichstellung Behinderter und nicht Behinderter notwendig ist.

Art. 2 Abs. 4 BehiG konkretisiert das verfassungsrechtliche Diskriminierungsverbot im Bereich der grundsätzlich von jedermann beanspruchbaren Dienstleistungen unter anderem der SBB wie folgt: Gemäss Art. 3 lit. e BehiG liegt eine Benachteiligung bei der Inanspruchnahme einer solchen Dienstleistung vor, wenn diese für Behinderte nicht oder nur unter erschwerenden Bedingungen möglich ist.

Wird eine behinderte Person durch die SBB im Sinne von Art. 2 Abs. 4 iVm Art. 3 lit. e BehiG benachteiligt, kann sie beim Gericht oder bei der Verwaltungsbehörde verlangen, dass die SBB die Benachteiligung beseitigt oder unterlässt (Art. 8 Abs. 1 BehiG). Die Beseitigung der Benachteiligung erfolgt nicht, wenn der zu erwartende Nutzen für Behinderte in einem Missverhältnis steht, insbesondere zu Interessen der Verkehrs- und Betriebssicherheit (Art. 11 Abs. 1 lit. c BehiG).

Im konkreten Fall verbietet die SBB allgemein Segways. Auf Frau Steiner wirkt sich diese allgemeine Regelung besonders nachteilig aus. Denn durch das allgemeine Segwayverbot wird sie an der Inanspruchnahme der Transportdienstleistungen der SBB gehindert. Damit liegt eine indirekte Benachteiligung der Beschwerdeführerin im Sinne des Art. 2 Abs. 2 und 4 iVm Art. 3 lit. e BehiG vor, die im konkreten Fall nur durch eine Ausnahmeregelung für Frau Steiner beseitigt werden kann. 

Es ist aber auch eine Verhältnismässigkeitsprüfung gem. Art. 11 BehiG durchzuführen. Dabei sind das Interesse der Betroffenen an der Beseitigung der Benachteiligung den Argumenten der SBB gegenüber zu stellen: Als Argumente gegen die Benutzung von Segways wurden von der SBB unter anderem Sicherheitsbedenken genannt und die Tatsache, dass der Segway nicht als medizinisches Gerät zugelassen sei.

Zum Sicherheitsargument der SBB

Der kleinere Segway von Frau Steiner hat eine Höchstgeschwindigkeit von 16km/h; der grössere eine von 20km/h. Beide Geräte können jedoch durch die Benutzung eines geschwindigkeitsbegrenzenden Anfängerschlüssels auf kleiner Stufe und damit auf eine geringere Maximalgeschwindigkeit eingestellt werden. Dadurch kann mit beiden Geräten maximal mit 9,6 km/h gefahren werden. Damit ist der Segway nicht schneller als ein regulärer – von der SBB zugelassener – Elektrorollstuhl oder Elektro-Skooter, die je nach Modell auch eine Maximalgeschwindigkeit von 10 km/h erreichen können.

Zum Argument der SBB, der Segway sei kein medizinisches Gerät
Als zusätzliches Argument führte die SBB an, dass der Segway laut Hersteller nicht als medizinisches Gerät konzipiert sei. Dieses Argument ist im gegenständlichen Fall irrelevant, da die Ärztin von Frau Steiner bescheinigt, dass der Segway ihrer Behinderung am besten entspricht und ihr so die Möglichkeit der selbstständigen Fortbewegung im öffentlichen Raum ermöglicht. Somit erfüllt der Segway im gegenständlichen Fall sehr wohl die Funktion eines medizinischen Gerätes. Die Einschätzung der SBB, dass die Verschreibung des Segway als Therapiegerät für Frau Steiner durch ihre Ärztin aus der Sicht der SBB „nicht verantwortbar“ sei, ist irrelevant: Die Angestellten der SBB sind keine Ärzte und verfügen nicht über das nötige Fachwissen, um diese Frage beurteilen zu können. Zudem wurde der Beschwerdeführerin der Segway als Hilfsmittel zuerkannt und die Kosten von der IV übernommen.

Verhältnismässigkeitsprüfung

Bei der Beurteilung der Verhältnismässigkeit muss gemäss Art. 11 Abs. 1 lit. c BehiG in diesem Fall vor allem das Argument der Verkehrs- und Betriebssicherheit beachtet werden. Durch das allgemeine Segwayverbot will die SBB offensichtlich die Sicherheit an Bahnhöfen gewährleisten und in diesem Sinne möglichst Unfälle vermeiden. Das allgemeine Segwayverbot ist wohl als geeignetes Mittel zur Erreichung dieses Ziels zu betrachten. Erforderlich ist es jedoch nicht. Es gibt mildere Mittel hierzu: Es ist technisch möglich, die Höchstgeschwindigkeit der Segways zu begrenzen und zudem das Fahren im Schritttempo anzuordnen, so dass kein Unterschied mehr zu anderen von der SBB zugelassenen Fahrzeugen – wie insbesondere dem Elektrorollstuhl oder dem Elektro-Skooter – besteht.

Das allgemeine Segwayverbot ist wohl als geeignetes Mittel zur Erreichung des Ziels zu betrachten. Erforderlich ist es jedoch nicht. Es gibt mildere Mittel hierzu.

Auf der anderen Seite hat das Segwayverbot für Frau Steiner de facto eine Erschwerung bzw. Verunmöglichung der Inanspruchnahme insbesondere der Transportdienstleistung der SBB und somit eine weitgehende Einschränkung ihrer Mobilität zur Folge. Der Segway hat für Frau Steiner die gleiche Funktion wie ein Elektrorollstuhl und sollte dementsprechend in ihrem Fall auch so behandelt werden. 

Daher ist nach Ansicht der Fachstelle Égalité Handicap das Interesse von Frau Steiner an der Erteilung einer Ausnahmebewilligung höher zu werten, als die nicht stichhaltigen Argumente der SBB. Dies unter der Voraussetzung, dass die Ausnahmebewilligung nur für die kleinste Geschwindigkeitsstufe des Segway erteilt wird und Frau Steiner damit nur im Schritttempo fährt.

Eine entsprechende Beschwerde an das Bundesamt für Verkehr wurde eingereicht. Das BAV folgte der Argumentation der Fachstelle Égalité Handicap und wies die SBB an, Frau Steiner die Benutzung des Segway auf dem Bahnhofsareal und in den Zügen zu gestatten.

Frau Steiner muss jedoch einige Bedingungen erfüllen:

Sie muss ein ärztliches Attest vorlegen, welches ihr bescheinigt, dass sie den Segway aufgrund ihrer Behinderung als Fortbewegungsmittel benötigt und auch sicher benutzen kann;
· der Segway muss die Anforderungen der Strassenverkehrsgesetzgebung erfüllen;
· weiter muss das Gerät über rutschfeste Reifen verfügen und mit einem Rollstuhlsymbol gekennzeichnet sein;

· die Benutzung in Niederflurzügen ohne Begleitung ist nicht gestattet;
· die Benutzung zu den Hauptverkehrszeiten ist nur mit einem akustischen Signal erlaubt;
· der Segway darf nicht schneller als 6km/h fahren.

Frau Steiner erklärte sich mit diesen Bedingungen einverstanden – obwohl Égalité Handicap einige dieser Auflagen – wie die Pflicht zur Verwendung eines akustischen Signals – als übertrieben ansieht.

Nach Absolvierung eines weiteren „Behördenhürdenlaufs“ mit Stationen wie dem Ersetzen der Lichter des Segway, dem Montieren von homologierten Blinkern, der Vorführung des Segway vor dem Strassenverkehrsamt, dem Abschluss einer Versicherung und endlich dem Abholen des Nummernschildes, kann Frau Steiner ihren Segway nun offiziell und legal auf dem Bahnhofsareal, im Zug und auf der Strasse benutzen.

Gute Fahrt!
Diskriminierung bei der Wohnungssuche

Einer Frau mit starker Sehbehinderung wurde die Mietwohnung verweigert. Begründung des Vermieters: Es bestehe das theoretische Risiko, dass man ihr die IV-Rente kürze.

tn. Frau Salis (Name geändert) hat eine starke Sehbehinderung. Sie interessierte sich für eine in der Zeitung ausgeschriebene Mietwohnung. Die Besichtigung wurde durch die derzeitige Mieterin durchgeführt, die versprach, sich für die Interessentin bei der Vermieterin einzusetzen. Daraufhin bewarb sich Frau Salis bei der zuständigen Immobilienverwaltung. Im dafür vorgesehenen Anmeldeformular sollten Angaben zum Arbeitgeber und zum aktuellen Vermieter gemacht sowie eine Vollmacht für die Kontaktaufnahme unterzeichnet werden, damit von der Vermieterin Referenzen eingeholt werden können. Da Frau Salis eine IV-Rente bezieht und nicht arbeitet, konnte sie keinen Arbeitgeber angeben. Den derzeitigen Vermieter mochte sie nicht nennen, da sie das jetzige Mietverhältnis nicht unnötig gefährden wollte. Stattdessen gab sie ihre persönliche Bankberaterin und einen Vertrauten als Referenzen an. Zusätzlich verfasste Frau Salis einen Begleitbrief, in dem sie ausführlich das Interesse an der Mietwohnung erklärte sowie darüber informierte, dass sie aufgrund einer Sehbehinderung eine IV-Rente bezieht.

Nachdem Frau Salis ihre Unterlagen eingereicht hatte, wurde sie von der Vermieterin telefonisch kontaktiert, die den IV-Entscheid und die Steuerbescheinigung verlangt. Frau Salis war zwar bereit, über die Höhe der IV-Leistung Auskunft zu geben jedoch nicht damit einverstanden, die Steuerbescheinigung herauszugeben. Sie schlug jedoch vor, stattdessen der Vermieterin einen Kontoauszug der letzten drei Monate zukommen zu lassen. Damit war die Vermieterin nicht einverstanden; vielmehr wollte sie Einblick in die Kontoauszüge der letzten drei Jahre. Begründung: Es bestünde die Gefahr, dass ihr die IV-Leistung gekürzt werde und sie dadurch die Miete nicht mehr sicherstellen könne. Daraufhin erwiderte Frau Salis, dass ihr dies aus Gründen des Datenschutzes zu weit gehe. In der Folge erhielt sie eine Absage. 

Rechtliche Einschätzung der Fachstelle Égalité Handicap
Weder im Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) noch im allgemeinen Privatrecht gibt es ein ausdrückliches Verbot der diskriminierenden Verweigerung eines Abschlusses über einen Wohnmietvertrag. Daher muss sich eine allfällige Klage gegen den Vermieter entweder auf das behindertengleichstellungsrechtliche Verbot der Diskriminierung im Rahmen privater Dienstleistungen (Art. 6 BehiG) oder aber auf den allgemeinen zivilrechtlichen Persönlichkeitsschutz (Art. 27 fortfolgende ZGB) stützen. Sowohl von der Gerichtspraxis als auch in der rechtswissenschaftlichen Literatur ist bis anhin ungeklärt, ob die erwähnten Rechtsgrundlagen wirksamen Schutz vor Diskriminierung bieten. 

Es ist rechtlich ungeklärt, ob die Verweigerung einer Mietwohnung, einzig weil die Mietinteressentin über ihre IV-Rente hinaus der Vermieterin keine weiteren Einblicke in ihre Vermögens- und Einkommenslage geben möchte, zulässig ist.

Im vorliegenden Fall ist nicht auszuschliessen, dass eine zivilprozessrechtliche Klage Aussicht auf Erfolg gehabt hätte. Denn die Verweigerung einer Mietwohnung einzig wegen des theoretischen Risikos der Kürzung der IV-Rente stellt eine Benachteiligung aufgrund einer Behinderung dar, die nicht durch einen überwiegenden sachlichen Grund – wie etwa das begründete Interesse der Vermieterin auf Absicherung der Zahlungsfähigkeit der Mieterin – gerechtfertigt ist. Zwar ist es rechtlich zulässig, von Mietinteressenten das Einkommen – und damit auch die Höhe einer allfälligen IV-Rente – zu erfragen und bei Verweigerung der Auskunft über die Höhe der Rente, den Abschluss des Mietvertrages zu verweigern. Hingegen gibt es keinen sachlichen Grund, den Abschluss des Vertrages von über die IV-Rente hinaus gehenden Vermögens- und Einkommensverhältnissen oder aber von theoretischen Kürzungsrisiken abhängig zu machen, einzig weil es sich um eine IV-Rente und nicht um ein Erwerbseinkommen handelt, sofern die IV-Rente genügend hoch ist, um den Mietzins zu bezahlen.

Die Fachstelle Égalité Handicap schlug dem Schweizerischen Blinden- und Sehbehindertenverband, der die Frau unterstützt, vor, mit einer Verbandsklage und zugleich einer Klage der betroffenen Person einen Präzedenzfall zu schaffen. Damit wäre es möglich, einerseits eine Diskriminierung aufgrund von Art. 6 BehiG sowie eine Persönlichkeitsverletzung aufgrund von Art. 28 ZGB feststellen zu lassen und zugleich eine Entschädigung im Umfang von max. CHF 5‘000.- zu verlangen. 

Angesichts der mit einem Rechtsverfahren verbundenen Unannehmlichkeiten und des unsicheren Ausganges verzichtete jedoch Frau Salis darauf, den Rechtsweg zu beschreiten. Der Schweizerische Blinden- und Sehbehindertenverband erachtet einen solchen Präzedenzfall jedoch als wichtig und wird bei künftigen Fällen wieder auf die Fachstelle Égalité Handicap zukommen. 
Kostenübernahme für Privatschule von Kind mit seltenem Syndrom

Für ein an einem seltenen Syndrom erkranktes Kind werden die Kosten für eine Privatschule übernommen, nachdem es in der Regelschule wiederholt unter massivem Mobbing wegen seiner Behinderung gelitten hatte.

gb. Regina (Name geändert) hat seit ihrer Geburt ein seltenes Syndrom, dass sich unter anderem darin äussert, dass sie eine etwas andere Kopfform hat, inkl. kahler Stellen, unwillkürliches Kopfdrehen, Gleichgewichtsprobleme sowie körperliche Schwäche. Intelligenzmässig ist sie überdurchschnittlich begabt. In ihrer schulischen Karriere hat sie bereits mehrere Schulwechsel hinter sich, da sie in den öffentlichen Schulen regelmässig unter Mobbing gelitten hatte. Dieses hat sich im Laufe der Zeit so verstärkt, dass sie teilweise nicht mehr in die Schule wollte und auch ihre schulischen Leistungen beeinträchtigt waren.

Die Eltern suchten das Gespräch mit den betroffenen Schulen und den entsprechenden Behörden. Zustande kamen jeweils Schulwechsel, da die Schulen das Problem nicht in den Griff bekamen. Als die Situation an der letzten Schule erneut eskalierte und Regina sich wegen dem Mobbing sowie den Anfeindungen aufgrund ihrer Behinderung immer stärker isoliert fühlte und aus Angst nicht mehr in die Schule wollte, wurden erneut Gespräche mit den Behörden geführt. Diese waren der Ansicht, dass Regina nicht mehr an der jetzigen Schule unterrichtet werden könne und sie in eine Sonderschule müsse.

Ihre Eltern waren mit diesem Vorgehen nicht einverstanden und schickten ihre Tochter in eine Privatschule in der Nähe des Wohnortes. Diese weist aufgrund ihrer übersichtlichen Strukturen und Organisation bessere Rahmenbedingungen für Regina auf. Insbesondere der offensive und präventive Umgang mit der Mobbingproblematik führte zu einer signifikanten Verbesserung der Situation, Regina ging wieder voller Freude in die Schule und erzielte herausragende Noten.

Die Eltern von Regina ersuchten um Kostenübernahme der Privatschulung, die Schulbehörden wiesen das Gesuch jedoch mit dem Hinweis ab, dass die Sonderschule eine angemessene Lösung sei und sie dort beschult werden könne.

In Folge wandten sich die Eltern von Regina an die Fachstelle Égalité Handicap zur Beurteilung der Situation aus behindertengleichstellungsrechtlicher Sicht. 

Rechtliche Einschätzung der Fachstelle Égalité Handicap

Die Kostenübernahme einer Privatschulung ist möglich, wenn der verfassungsrechtlich garantierte ausreichende Grundschulunterricht an einer öffentlichen Schule (Art. 19 und 61 Bundesverfassung; BV) nicht vermittelt werden kann. Vorerst sind alle Mittel für eine Förderung an der öffentlichen Schule auszuschöpfen; erst wenn alle Möglichkeiten überprüft wurden, kommt eine aus öffentlichen Mitteln finanzierte Privatschule in Frage. 

Im betreffenden Fall liegt die Sonderschule weit weg vom Wohnort Reginas, der Schulweg hätte mehr als eine Stunde Fahrt mit den öffentlichen Verkehrsmitteln bedeutet. Die Sonderschule verfügt auch über keine Mittagsaufsicht, um die Kinder in der Mittagspause zu betreuen. Ein kurzer Schulweg sowie eine gute Aufsicht ausserhalb der Schulstunden wären jedoch im betreffenden Fall sehr wichtig, da das Mobbing vor allem auf dem Schulweg sowie in der unterrichtsfreien Zeit geschah (Pausen, Mittagszeit etc.). Zudem ist die Sonderschule vor allem auf Kinder mit Verhaltensauffälligkeiten und Lernschwächen spezialisiert, Regina weist aber keine solchen auf und hat Noten, die sogar den Gymnasiumsanforderungen entsprechen. 

Die Kostenübernahme einer Privatschulung ist möglich, wenn der verfassungsrechtlich garantierte ausreichende Grundschulunterricht an einer öffentlichen Schule nicht vermittelt werden kann.

Zusammenfassend führt dies dazu, dass Regina den ihr zustehenden verfassungsmässigen Anspruch auf eine angemessene Grundschule (Art. 19 BV) an der ihr zugewiesenen Sonderschule nicht wahrnehmen könnte und dadurch eine unzulässige und sachlich nicht gerechtfertigte Benachteiligung aufgrund der Bundesverfassung (Art. 8 Abs. 2 BV). Aus diesem Grund scheint eine Kostenübernahme der Privatschule gerechtfertigt und angemessen.

Das mit Hilfe der Fachstelle verfasste Wiedererwägungsgesuch wurde von den Schulbehörden gutgeheissen und die Eltern von Regina erhielten eine rückwirkende Kostengutsprache für die gesamten Schulkosten an der Privatschule zugesprochen sowie den Ersatz der Transportkosten.
Ausschluss eines Kindes mit Epilepsie aus der Regelschule
Karin ist seit ihrer Kindheit von Epilepsie betroffen und besucht die integrierte Regelschule. Nach einem einzelnen Epilepsieanfall schloss die Schule Karin von zahlreichen Aktivitäten aus und wollte sie in die Sonderschule schicken.

gb Karin (Name geändert) besucht die integrierte Regelschule in ihrer Wohngemeinde. Sie hat Epilepsie und ist deswegen in Behandlung. Aufgrund der Epilepsie ist sie etwas langsamer beim Verarbeiten von Schulstoff und ermüdet schneller. Als sie eines Tages einen epileptischen Anfall im Unterricht erleidet, reagiert die Schule, indem sie Karin umgehend von zahlreichen Schulaktivitäten ausschliesst: keine Exkursionen oder Schullager, kein Turn- oder Schwimmunterricht, Aufenthalt in der Pause nur an bestimmten Stellen.

Die Eltern werden über diese sehr einschneidenden Massnahmen via handgeschriebenen Zettel informiert und zur Unterschrift „genötigt“, da sie völlig überrumpelt sind. Ihnen wird zudem angedroht, dass ihre Tochter von der Regelschule in die Sonderschule gehen müsse, da die Regelschule nicht der richtige Ort für sie sei. 

Daraufhin wenden sich die Eltern an die Fachstelle Égalité Handicap, um das Vorgehen der Schule unter dem Aspekt der Behindertengleichstellung zu beurteilen.

Rechtliche Einschätzung der Fachstelle Égalité Handicap

Der in Art. 19 Bundesverfassung (BV) verankerte Anspruch auf ausreichenden Grundschulunterricht besagt, dass auch Kinder mit Behinderung eine ihnen angemessene und ihren Bedürfnissen entsprechende Ausbildung erhalten müssen. Diese kann in integrierter Form in der Regelschule oder in einer Sonderschule stattfinden. Der Unterricht muss alle Aktivitäten umfassen, sprich auch das Turnen, Schwimmen sowie Schulausflüge. Ein Kind einfach so von diesen auszuschliessen aufgrund eines einzigen epileptischen Anfalles ist eine unverhältnismässige Massnahme, zumal aus den Arztzeugnissen hervorgeht, dass Karin im Turnen zwar nicht an die Geräte darf, ansonsten aber keine medizinisch begründbaren Einschränkungen vorliegen. Der Ausschluss durch die Schule führt daher zu einer sachlich ungerechtfertigten Benachteiligung und somit einer Verletzung des Diskriminierungsverbotes der Bundesverfassung in Art. 8 Abs. 2 und des Anspruchs auf ausreichenden Grundschulunterricht. 

Die Eltern verfassen mit Unterstützung der Fachstelle ein Schreiben, um den Erlass einer formellen anfechtbaren Verfügung zu erreichen, welche die getroffenen Massnahmen begründet. Dies weil die Schule die getroffenen Massnahmen bis jetzt nur mündlich kommuniziert und auf dem handgeschriebenen Zettel notiert hat, welcher den Eltern nachträglich nicht einmal in Kopie zugestellt wurde. 

Da das Vertrauensverhältnis zwischen der Schule und den Eltern jedoch mittlerweile völlig zerrüttet ist und auch Karin nicht mehr gerne in diese Schule geht, entscheiden sich die Eltern – trotz Chancen auf Erfolg – nicht gegen die Verfügung vorzugehen und schicken ihre Tochter in eine Sonderschule, an der sie an allen Aktivitäten teilnehmen kann.

Prüfungsanpassungen für Dyslexiker an Lehrabschlussprüfung

David ist starker Dyslexiker und hat seine Lehrabschlussprüfung nicht bestanden. Erst aufgrund ihm zustehender Anpassungen (Nachteilsausgleich) klappt es ein Jahr später.
gb. David (Name geändert) macht eine Ausbildung im Detailhandel. Er ist seit seiner Kindheit schwer von Dyslexie betroffen und war zu Primarschulzeiten auch in entsprechender Behandlung. Seine Ausbildung absolviert er ohne jegliche Massnahmen des Nachteilsausgleiches, da er nicht weiss, dass ihm solche zustünden. Mit Unterstützung seines Berufsberaters, der ihn kurz vor den Prüfungen über die Möglichkeit von behinderungsbedingten Anpassungen informiert, verfasst er ein Gesuch um Nachteilsausgleich. Dieses wird jedoch mit Ausnahme eines kurzen Zeitzuschlags nicht gewährt, worauf David an der Lehrabschlussprüfung scheitert. Er wendet sich in der Folge an die Fachstelle Égalité Handicap mit der Bitte um Unterstützung beim weiteren Vorgehen.

Ein detailliert verfasstes Zeugnis einer Fachperson (Arzt/Ärztin, Psycholog/in, Logopäd/in etc.) ist Grundvoraussetzung für das erfolgreiche Einreichen eines Gesuches um Nachteilsausgleich.

Nach Analyse der Situation und Gesprächen mit der Logopädin kommt die Fachstelle zum Schluss, dass David Anspruch auf weitergehende Anpassungen gehabt hätte. Es wird ihm geraten, ein entsprechendes Zeugnis / Arztbericht bei einer Fachperson (seiner Logopädin) einzuholen, um gestützt auf dieses dann ein erneutes Gesuch für die Wiederholungsprüfung einzureichen. 
Anforderungen an ein Gesuch um Nachteilsausgleich

Bei einem Gesuch um Nachteilsausgleich muss ein Bericht bzw. Zeugnis einer Fachperson (Arzt/Ärztin, Psycholog/in, Logopäd/in) beigelegt werden. Dieses muss medizinisch begründete Nachteilsausgleichsmassnahmen anführen. Neben der genauen Diagnose und den Auswirkungen auf den Unterricht / Prüfungen, sollten je nach Behinderungsart auch möglichst detailliert die erforderlichen Massnahmen einzeln aufgelistet werden. Dies kann bspw. ein Zeitzuschlag sein, der Gebrauch von Hilfsmitteln (Computer, Sprachprogramme, Rechner etc.), angepasste Beachtung der Grammatik/Rechtschreibung, längere Pausen, stärkere Gewichtung des mündlichen oder schriftlichen etc. Der Bericht sollte wenn möglich bei entsprechenden Experten frühzeitig eingeholt werden, da das Recht sich nicht zu den spezifischen

Massnahmen äussert und diese je nach Einzelfall anders ausfallen. 

Das erneute Gesuch von David wurde bewilligt, als provisorische Massnahme wurde zudem im Unterricht sofort auf Diktate verzichtet. Dies ist wichtig, damit die Vorschlagsnoten in den Sprachfächern nicht unverhältnismässig schlecht ausfallen.

Beim Wiederholungsversuch konnte David sein Können unter Beweis stellen und bestand die Prüfung – dies auch dank der verlangten Anpassungen.

Informazioni da Égalité Handicap Svizzera italiana

“IntegrARTE - – Perché la cultura è per tutti!”

“IntegrARTE – Perché la cultura è per tutti!” il primo festival in Svizzera dedicato alla cultura integrata. 6-9 settembre 2012, Lugano, Teatro Foce e dintorni.
pm. Il 2012 è stato consacrato dalla DOK, la Conferenza delle Organizzazioni dell’Aiuto Privato alle Persone Andicappate, quale anno dedicato alla cultura senza ostacoli. 

Le persone con andicap fisici, mentali o sensoriali sono spesso dedite, come chiunque altro, all’interpretazione artistica attraverso la musica, il teatro, la danza, la pittura, la scultura, la letteratura. Ancora oggi però risulta per loro difficile, nonostante la realizzazione di prodotti di indubbia qualità, potersi inserire nella realtà della promozione artistica. La carenza di strutture accessibili e, purtroppo, il pregiudizio, fanno in modo che gli interpreti con disabilità possano esprimersi in cerchie prettamente autoreferenziali, con un effetto integrativo marginale.

Oltre a proporre un’opportunità per gli artisti, la manifestazione “integrARTE” vuole anche rappresentare un luogo di scoperta, sensibilizzazione ed avvicinamento del pubblico alla realtà dell’andicap fisico, mentale o sensoriale.

Per questo motivo “IntegrARTE”, il primo festival in Svizzera dedicato all’arte integrata, vuole affermarsi quale spazio creativo ove possano mettersi in scena compagnie teatrali, di danza e band musicali composte da persone abili e disabili. Oltre a proporre un’opportunità per gli artisti, la manifestazione “integrARTE” vuole anche rappresentare un luogo di scoperta, sensibilizzazione ed avvicinamento del pubblico alla realtà dell’andicap fisico, mentale o sensoriale.

“IntegrARTE” è organizzato dalla Federazione Ticinese Integrazione Andicap (FTIA), dall’Associazione Teatro Danz’Abile” e dall’Associazione della Svizzera Romanda ed Italiana per le Miopatie (ASRIM), enti i quali hanno come obiettivo l’integrazione della persona con andicap attraverso ogni risvolto sociale e culturale. 

Dal 6 al 9 settembre, presso il Teatro Foce, sarà possibile per il pubblico assistere a rappresentazioni teatrali, di danza nonché prendere parte, durante la giornata di sabato 8 settembre in via Foce, sul prato antistante il lago, alla serie di grandi concerti all’aperto dove si esibiranno, tra gli altri, i Green Onions, la band del consigliere di Stato Manuele Bertoli e gli ZonaSun.

Oltre al programma della manifestazione, in allegato, è possibile consultare per maggiori informazioni il sito www.integrarte.ch o Daphne Settimo, responsabile promozione: FTIA - Via Linoleum 7 - CH-6512 Giubiasco, Tel. +41 (0)91 850 90 90, GSM +41 (0)79 346 09 31, Fax +41 (0)91 850 90 99.

Progetto Parco Nazionale del Locarnese

La parità di diritti delle persone con andicap sostenuta dal Progetto Parco Nazionale del Locarnese.
pm. La Convenzione ONU relativa ai diritti delle persone disabili è il primo trattato internazionale che stabilisce i diritti e i doveri degli Stati contraenti. Persegue vari obiettivi: promuovere, proteggere e garantire il pieno ed uguale godimento di tutti i diritti dell’uomo e di tutte le libertà fondamentali da parte delle persone con andicap, garantire lo sviluppo della personalità.

L’art. 30 della Convenzione garantisce la piena partecipazione alla vita culturale, alla ricreazione, al tempo libero e allo sport.

L’Ufficio federale per le pari opportunità delle persone con disabilità dedica il 2011 e il 2012 alla realizzazione di progetti significativi nell’ambito della cultura e del tempo libero.

Attraverso iniziative che coinvolgono vari attori è possibile rafforzare lo scambio di informazioni, migliorare il coordinamento tra le strutture esistenti, creare delle reti: in sostanza lavorare insieme a favore della parità.

In Ticino i promotori del progetto Parco Nazionale del Locarnese hanno deciso di contribuire attivamente al raggiungimento della parità di diritti delle persone con andicap ponendosi l’obiettivo di permettere a tutti la possibilità di partecipare alla vita del e nel Parco.

Il Progetto Parco Nazionale del Locarnese si estende dalle Isole di Brissago sul lago Maggiore fino a Bosco Gurin sito a 1504 m. s. m. nella valle di Bosco. Gli scopi sono la valorizzazione del territorio e lo sviluppo sostenibile della regione coinvolta in collaborazione con i Comuni, i Patriziati, gli Enti e la Popolazione. Questo significa tenere in considerazione il territorio e la popolazione secondo le loro rispettive caratteristiche cercando di comprendere le necessità e successivamente mettere in atto delle strategie per creare un Parco vissuto e da vivere da ogni persona.

In un simile contesto non si poteva dimenticare di affrontare il tema dell’andicap in tutte le sue sfaccettature e costruire un progetto realmente a misura d’uomo.

Sono quindi stati coinvolti gli enti delle persone con andicap attraverso il Centro Égalité Handicap e la Federazione Ticinese Integrazione Andicap (FTIA) che seguiranno da vicino la crescita del progetto impegnandosi a consigliare e dare gli strumenti atti a favorire l’accessibilità del Parco a 360 gradi.

Attraverso iniziative che coinvolgono vari attori è possibile rafforzare lo scambio di informazioni, migliorare il coordinamento tra le strutture esistenti, creare delle reti: in sostanza lavorare insieme a favore della parità.

Il Progetto ha trovato l’appoggio concreto da parte dell’Ufficio federale delle pari opportunità delle persone con disabilità (UFPD) che monitorerà le attività.

Gli obiettivi ad oggi sono molteplici (inizialmente erano 4) ed ogni volta che si presenta il progetto o si organizza un momento di riflessione nascono sinergie, idee e l’entusiasmo è sempre maggiore. Abbiamo iniziato migliorando progressivamente l’accessibilità della pagina internet, stimolando l’organizzazione da parte della FTIA di un progetto pilota a livello svizzero di Plusport che si realizzerà sull’arco di due anni, indirizzato alle guide escursionistiche e atto a permettere a chi è attivo sul territorio di acquisire gli strumenti necessari per organizzare delle gite alla portata di tutti, la verifica dell’accessibilità dei percorsi esistenti, la divulgazione del progetto e il coinvolgimento di vari attori. Stiamo poi valutando due percorsi adatti ai quadri-way (il 15 luglio 2012 è stato testato un percorso a Bosco Gurin) nonché molte altre iniziative che stanno coinvolgendo molti attori. Il prossimo 1. settembre ad Ascona, nell’ambito della manifestazione Gusta il Borgo, è previsto un primo corso pratico indirizzato a guide escursionistiche intenzionate a seguire i corsi plusport. A dipendenza dell’interesse che riusciremo a stimolare, saranno organizzati altri corsi simili.

In un futuro più remoto si vorrebbe condividere le esperienze con altri Parchi Nazionali.

Questo progetto, che raggruppa vari progetti pilota, è un chiaro esempio che agire secondo il principio della parità di diritti non necessità di leggi ma „solo“ di Volontà!

Grazie quindi al Progetto Parco Nazionale del Locarnese, all’UFPD, a tutti gli enti e a tutte le persone che stanno partecipando e che parteciperanno alla realizzazione della scheda 4.25 – Il Parco è per tutti!

Per ulteriori informazioni contattate: mailto:merlini@egalite-handicap.ch

Segnalazioni in breve

Nuove disposizioni parcheggio dal 1. luglio 2012

pm. Rammentiamo che dal 1. luglio 2012 i possessori di contrassegno di parcheggio per persone con andicap potranno:

parcheggiare per tempo illimitato nei parcheggi pubblici (finora era permesso sostare 6 ore oltre il tempo massimo consentito)

parcheggiare per 3 ore al massimo (finora per 2 ore) in aree con un segnale o una demarcazione indicante il divieto di parcheggio; devono comunque essere sempre osservate le limitazioni di parcheggio indicate all’art. 19 capoversi 2-4 Ordinanza sulle norme della circolazione stradale (ONC)

parcheggiare per 2 ore nelle zone d’incontro.
Per ulteriori informazioni

Ordinanza sulle norme sulla circolazione stradale (ONC):

http://www.admin.ch/ch/i/rs/7/741.11.it.pdf
Repubblica e Cantone Ticino:

http://www4.ti.ch/di/di-di/sc/conducenti/disabili/campo-dapplicazione/
Égalité Handicap:

http://www.egalite-handicap.ch/news-lesen/items/zurigo-facilitazioni-di-parcheggio-richieste.html
UFPD:

http://www.edi.admin.ch/ebgb/index.html?lang=it

3 dicembre: giornata internazionale delle persone con disabilità

pm. Per il 2012 la DOK propone di affrontare il tema: „Cultura senza ostacoli – Cultura per tutti“:

Fornisce i seguenti spunti:

 accogliere nei programmi delle manifestazioni gruppi di danza, teatro, musica con integrati con disabilità

 allestire mostre con opere di artisti disabili

 organizzare concorsi letterari e letture

 proporre visite guidate in lingua die segni

 offrire laboratori artistici integrativi nei musei

 assicurare l’assenza di barriere ai festival cinematografici

fare esibire insieme musicisti con e senza disabilità

programmare insieme una trasmissione radiofonica.
Sito internet „Cultura senza ostacoli – Cultura per tutti“

http://www.proinfirmis.ch/uploads/media/Documentazione_Cultura_2012_itx.pdf
Cantone Ticino: Edifici pubblici accessibili alle persone disabili

pm. A norma dell’art. 55 Legge edilizia cantonale del 13 marzo 1991 entro il 1. febbraio 2012 l’accesso a edifici e impianti destinati al pubblico di proprietà di Cantoni, Comuni e di altri Enti preposti a compiti cantonali o comunale deve essere garantito ai disabili per quanto ragionevolmente esigibile dal profilo economico. L’obiettivo che le autorità si erano poste non è stato raggiunto. Il Deputato in Gran Consiglio Armando Boneff ha presentato un’interrogazione al Consiglio di Stato con cui chiede cosa deve essere ancora intrapreso per rispettare il citato termine, cosa deve ancora essere attuato e cosa si prevede per il futuro. Attendiamo fiduciosi la risposta del Governo Ticinese.

Schweiz

Bundesverwaltungsgericht gibt Behindertenorganisationen Recht

Das Bundesverwaltungsgericht kommt in seinem Urteil vom 5. März 2012 zum Schluss, dass Menschen mit Behinderung durch die geplanten Neuwagen der SBB benachteiligt werden und heisst die Beschwerde der Organisationen gut. Die SBB zieht das Urteil an das Bundesgericht weiter.

chk. Ende November 2010 unterbreitete die SBB dem Bundesamt für Verkehr (BAV) zur Genehmigung Pflichtenheft/Anforderungskatalog sowie Typenskizzen für die neu zu bauenden Fernverkehrs-Doppelstock-Triebzüge (FV-Dosto) IR 100, IR200 sowie IC200. Im Hinblick auf die behindertengerechte Gestaltung zeigt die Typenskizze für IC200, dass im Unterdeck des Speisewagens ein Rollstuhlbereich mit drei Stellplätzen sowie eine rollstuhlgängige Toilette geplant sind. Gemäss Pflichtenheft ist dieser Bereich so auszugestalten, „dass sowohl Personen im Rollstuhl sowie anderweitig Gehbehinderte mitsamt ihren Begleitpersonen (insgesamt mindestens 8 Personen) sich an Tischen verpflegen können. Die Gestaltung dieses Bereichs orientiert sich am Restaurantdesign, um eine gleichwertige Atmosphäre zu schaffen.“

Im Januar 2011 genehmigte das BAV mit Verfügung das eingereichte Pflichtenheft, mit mehreren Auflagen. Hinsichtlich der behindertengerechten Gestaltung der Fahrzeuge wurde die Auflage Ziff. 2.6 aufgenommen, wonach dem BAV für die nachfolgende Typenzulassung die Umsetzung der behindertengerechten Gestaltung schriftlich zu bestätigen und eine Differenzbetrachtung zu den relevanten Vorschriften vorzulegen sei.

Im Februar 2011 reichten Integration Handicap sowie die Stiftung zur Förderung einer behindertengerechten baulichen Umwelt Beschwerden gegen diese Verfügung ein. Beide beantragten im Wesentlichen, die Auflage Ziff. 2.6 „Bedürfnisse behinderter Menschen“ sei bezüglich der Lage, Dimensionierung und Detailgestaltung der Rollstuhlbereiche und Rollstuhltoiletten um mehrere Punkte zu ergänzen bzw. zu konkretisieren und es seien in den eingereichten Typenskizzen entsprechende Änderungen vorzunehmen. Bemängelt wurden insbesondere die Lage und die Ausgestaltung des Rollstuhlbereichs im IC 200. Durch die vorgesehene Kombination des Rollstuhlbereichs mit der für Rollstuhlfahrer/innen und Gehbehinderte zugänglichen Verpflegungszone im Unterdeck des Speisewagens würden insbesondere Personen im Rollstuhl erhebliche Benachteiligungen erfahren, da sie zwangsweise in einer Zone reisen müssten, in der auch gegessen würde. Zudem entstehe eine unerwünschte „Behindertenzone“, die für andere Fahrgäste unattraktiv sei und zeitweise zu wenig Platz biete. Sie schlagen deshalb vor, den Rollstuhlbereich von der geplanten rollstuhlgängigen Verpflegungszone zu trennen und in einen dem Speisewagen benachbarten Wagen zu verlegen.

Zudem verlangte die Stiftung zur Förderung einer behindertenrechten baulichen Umwelt, der Speisewagen im Obergeschoss des IC200 sei für Passagiere mit Mobilitätsbehinderungen durch einen Aufzug zugänglich zu machen.

In seinem Urteil vom 5. März 2012 (A-1130/2011) setzte sich das Bundesverwaltungsgericht ausführlich mit den Anforderungen des Behindertengleichstellungsrechts im Bereich des öffentlichen Verkehrs auseinander.

Zum Rollstuhlbereich

Benachteiligung liegt vor

Die Zusammenlegung des eigentlichen Rollstuhlbereichs und der Verpflegungszone für Mobilitätsbehinderte hat laut Bundesverwaltungsgericht zur Folge, dass gewisse Rollstuhlfahrer/innen im Speisewagen reisen müssen. Betroffen sind insbesondere Rollstuhlfahrer/innen, die auf die zugängliche Universaltoilette angewiesen sind, gemeinsam mit anderen Personen im Rollstuhl unterwegs sind oder für die die Multifunktionsabteile zu klein sind –; unabhängig davon, ob sie sich verpflegen wollen oder nicht. Die sechs Multifunktionsabteile pro IC-Modul seien insofern keine Alternative, als sie wesentliche Nachteile aufweisen: Für gewisse Personen im Rollstuhl seien sie wegen kürzerem Sitzabstand nicht brauchbar und hätten keinen Zugang zur rollstuhlgängigen Universalttoilette. Auch der Rollstuhlbereich im gekoppelten IR-Modul sei keine auf Dauer gesicherte Alternative, weil diese Zugkoppelung „in der Regel“ und nur zu Hauptverkehrszeiten eingesetzt würde (also „tagsüber“). Die SBB könnte zudem jederzeit entscheiden, diese Einsatzmöglichkeit zu streichen. 

Das Bundesverwaltungsgericht bejaht das Vorliegen einer Benachteiligung im Sinne von Art. 2 Abs. 2, 3 und 4 Behindertengleichstellungsrecht BehiG (E9.2.1f.). Diese liege insbesondere im Zwang – für gewisse Rollstuhlfahrer/innen – im Speisewagen reisen zu müssen. Zudem auch darin, dass durch die geplante Zusammenlegung die Benutzung des allgemeinen Fahrgastbereichs für Menschen im Rollstuhl erschwert oder sogar verunmöglicht würde. 

Verlegung verhältnismässig

Im Rahmen der Prüfung der Verhältnismässigkeit kommt das Bundesverwaltungsgericht zum Schluss, dass die Verlegung des Rollstuhlbereichs geeignet sei, die angestrebte Unterlassung der Benachteiligung zu erreichen. Da keine Alternativen vorhanden seien – die Beschwerdegegnerin machte auch keine Vorschläge für mildere Alternativen–, sei sie auch erforderlich (E9.3.1). Es bestehe ein erhebliches Interesse an der Anordnung der Verlegung, da potenziell sämtliche Personen im Rollstuhl – und damit eine Vielzahl von Personen – davon profitieren könnten. Im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. a Behindertengleichstellungsverordnung BehiV sei zu berücksichtigen, dass eine grosse Anzahl von Personen das Fahrzeug benutzen, bzw. die Dienstleistung in Anspruch nehmen werden. „Da sich eine Schlechterstellung in einem von der Allgemeinheit derart stark frequentierten Bereich für die betroffenen Rollstuhlfahrer besonders gravierend auswirken würde, ist der beantragten Massnahme ein erhöhtes Gewicht beizumessen.“ (E9.3.2)

„Denn auch bei der Möglichkeit, im allgemeinen Fahrgastbereich zu reisen, handelt es sich um ein wesentliches Element des öffentlichen Verkehrs“.

Das Gericht hebt zudem die „existentielle Bedeutung“ des öffentlichen Verkehrs als Teil der für jede soziale und wirtschaftliche Tätigkeit unabdingbaren Mobilität für die Integration von Menschen mit Behinderung in der Gesellschaft hervor (E9.3.2). Deshalb gäbe es im Sinne von Art. 6 Abs. 1 lit. b BehiV ein gewichtiges Interesse an der beantragten Verlegung des Rollstuhlbereichs. „Dass dabei nicht die eigentliche Transportdienstleistung, sondern die Möglichkeit zur Reise im allgemeinen Fahrgastbereich in Frage steht, vermag das Interesse nicht zu schmälern. Denn auch bei der Möglichkeit, im allgemeinen Fahrgastbereich zu reisen, handelt es sich um ein wesentliches Element des öffentlichen Verkehrs.“ (E9.3.2).

Auf der anderen Seite prüfte das Gericht die Interessen der SBB: Diese seien ausschliesslich zeitlicher und finanzieller Natur, Interesse der Verkehrs- oder Betriebssicherheit seien von der SBB nicht geltend gemacht worden. 

Aufgrund der erforderlichen Modifikationen würde laut SBB die Inbetriebnahme der Wagen um bis zwölf Monate verzögert. Diese Interessen hätten jedoch gemäss Gericht ausser Acht zu bleiben. Mit Hinweis auf die Botschaft und die Literatur hält es fest: „Denn bei den aus der Verzögerung entstehenden Aufwänden handelt es sich um solche, die einzig aufgrund des mangelhaften Gesuchs um Genehmigung des Pflichtenhefts und der Typenskizzen anfallen würden. Berücksichtigt werden könnte jedoch lediglich jener zusätzliche Aufwand, der auch entstanden wäre, wenn die Massnahme bereits im Genehmigungsgesuch enthalten gewesen wäre, und nicht derjenige, der aus der nachträglichen Anpassung eines mangelhaften Gesuchs entsteht“ (E9.3.3). Die Mehrkosten, welche bei der Verhältnismässigkeitsprüfung berücksichtigt werden dürfen – weil sie auch bei richtiger Planung angefallen wären – seien insbesondere im Verhältnis zu den sich auf mehrere Millionen belaufenden Kosten eines IC200 Wagens nicht von besonders erheblicher Bedeutung (E9.3.3).

Das Gericht erachtet ferner das Argument des Sitzplatzverlustes (4-9 Sitze je nach Skizze der SBB/bei einem Gewinn von zwei Rollstuhlstellplätzen) pro Komposition als Folge der beantragten Anpassungen zwar nicht als belanglos. Es würde aber im Verhältnis zu den über 600 Sitzplätzen im IC200 nicht massiv ins Gewicht fallen. 

Zusammenfassend hält das Gericht fest, dass die Interessen der Behindertenorganisationen und der Rollstuhlfahrer/innen diejenigen der SBB deutlich übertreffen, und deshalb die beantragte Massnahme als verhältnismässig zu bezeichnen sei.

Unverhältnismässiger Aufzug
Da der vorgesehene Speisewagen im Oberdeck nur über eine Treppe erreichbar ist, bleibt er für Personen im Rollstuhl sowie stark Gehbehinderte unzugänglich. Darin liege gemäss Bundesverwaltungsgericht ebenfalls eine Benachteiligung im Sinne von Art. 2 Abs. 3 und 4 BehiG. Daran ändere nichts, dass im Unterdeck des Speisewagens eine bediente Verpflegungszone für Mobilitätsbehinderte vorgesehen sei. Diese Zone unterscheide sich vom Speisewagen im Oberdeck insbesondere hinsichtlich der Lage und Grösse und stelle lediglich eine Ersatzlösung dar, welche die Benachteiligung nicht vollständig ausgleiche (E10).

Der Bau eines Aufzuges sei zwar geeignet und erforderlich, um den Zugang zum Speisewagen im Oberdeck sicherzustellen, (E10.2.1) jedoch überwägen die Interessen der SBB, diesen Bau nicht vorzunehmen: Die technische Machbarkeit des Aufzuges sei nicht erwiesen. Hinzu käme, dass ein Personenlift aus Sicherheitsgründen nur während des Stillstandes des Zuges bedient werden dürfe. Somit würde der Personenfluss gestört und damit die Betriebsplanung sowie das Ziel, die Kapazitäten zu erhöhen, in Frage gestellt (E10.2.3) Schliesslich hätte der Einbau des Aufzuges beträchtliche finanzielle Folgen, die im Rahmen der Verhältnismässigkeitsprüfung zu berücksichtigen seien, da sie auch bei rechtzeitiger Planung entstanden wären. 

Da aus Gründen der Verhältnismässigkeit die Unterlassung der Benachteiligung nicht angeordnet werden könne, habe gemäss Bundesverwaltungsgericht die SBB eine Ersatzlösung anzubieten (E10.3). Dies stelle die geplante Verpflegungszone im Unterdeck dar.

Urteil noch nicht rechtskräftig 

Die Behindertenorganisationen begrüssen das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts. Es stellt unmissverständlich fest, dass nicht nur die Transportdienstleistung als solche für Menschen mit Behinderung zugänglich sein muss. Die öffentlich zugänglichen Dienstleistungen, welche die SBB ihrer Kundschaft anbietet, müssen auch von Menschen mit Behinderung in Anspruch genommen werden können, so insbesondere das Fahren im gewöhnlichen Abteil und das Fahren im Speisesaal. 

Die SBB hat jedoch im April 2012 das Urteil des Bundesverwaltungsgerichts weiter an das Bundesgericht gezogen, mit der Begründung sie wolle damit Rechtssicherheit schaffen. 

Es wirft grundsätzlich ein fragwürdiges Licht auf die SBB, dass sie als rein öffentlich rechtliches Unternehmen des Bundes sich so stark gegen gesetzlich vorgeschriebenen Anpassungen zugunsten von Menschen mit Behinderung wehrt. Es ist aber auch zu bedauern, dass das Bundesamt für Verkehr in seiner Funktion als Genehmigungs- und Aufsichtsbehörde nicht von Anfang an der SBB konkretere Anweisungen betreffend Anforderungen an die Hindernisfreiheit der DOSTO Wagen gegeben hat. Dadurch hätten sich die korrektive Intervention der Behindertenorganisationen sowie die Beschwerde vor Bundesgericht wohl erübrigt.
Einbürgerung: Bundesgericht weist Beschwerde eines Rollstuhlfahrers ab

Das Einbürgerungsgesuch von B.P. wurde zwei Mal von der Bürgerversammlung der Gemeinde Oberrieht abgelehnt. Beim ersten Mal stellte das kantonale Departement eine Diskriminierung wegen seiner Behinderung fest und wies das Gesuch zur erneuten Beurteilung an die Gemeinde zurück. Beim zweiten Mal wiesen alle Instanzen bis vor Bundesgericht die Beschwerde ab.

tn. B.P. rügte vor Bundesgericht eine Diskriminierung wegen seiner Behinderung und seiner Herkunft. Denn einerseits wurde ihm von einzelnen Stimmbürgern vorgeworfen, dass er nicht bereit sei, in einer Behindertenwerkstatt zu arbeiten. Andererseits äusserte sich ein Votant zu seiner problematischen Herkunft aus dem Balkan. Das Bundesgericht wies die dagegen gerichtete Beschwerde ab.

Im Ergebnis begründet das Gericht seinen Entscheid damit, dass die Wortmeldungen in der Bürgerversammlung insgesamt als Hinweis auf die mangelnde Integration verstanden werden müssten. Daher liege keine unhaltbare, diskriminierende oder willkürliche Begründung vor. Zwar räumt das Gericht ein, dass einzelne Voten diskriminierender Natur waren. Hingegen würden negative Einbürgerungsentscheide als haltbar erachtet, wenn zur Begründung neben diskriminierende auch nichtdiskriminierende Äusserungen gemacht würden. Und dies sei vorliegend der Fall.

Das Bundesgericht anerkennt zwar, dass der Rückzug des Beschwerdeführers aus dem gesellschaftlichen Leben in Oberrieth aufgrund erfahrener Ablehnung aus der Bevölkerung verständlich sei. Auch sei nicht zu verkennen, dass der Beschwerdeführer aufgrund seiner körperlichen Behinderung nur über eingeschränkte Möglichkeiten zur Teilnahme am Dorfleben verfüge. Deshalb dürften die Anforderungen an seinen Integrationswillen nicht zu hoch angesetzt werden, so das Gericht weiter in seiner Begründung. Wenn der Beschwerdeführer aber bewusst auf jegliche Teilnahme am öffentlichen Leben verzichte und mit Ausnahme des bei der Invalidenversicherung gestellten Weiterbildungsgesuchs auch keinerlei Integrationsbestrebungen unternimmt, dann sei die Nichteinbürgerung weder diskriminierend noch anderweitig willkürlich bzw. unhaltbar.

Hätte sich das Bundesgericht mit dem feindlichen Diskurs im Vorfeld und Nachgang der Einbürgerungsversammlung auseinandergesetzt, hätte es zu einem anderen Schluss kommen müssen.

Das Urteil erscheint auf den ersten Blick zwar überzeugend, ist aber aus zwei Gründen problematisch:

1. Erstens ist das Urteil oberflächlich begründet. So wird nicht klar, wie das Gericht zum Schluss kommt, die Voten in der Bürgerversammlung insgesamt als nichtdiskriminierend zu bezeichnen. Viel eher liegt die gegenteilige Folgerung nahe: Sowohl die Berichterstattung in den Medien sowie Leserbriefe als auch die Protokolle zeigen, dass an den Bürgerversammlungen eine gehässige Stimmung herrschte. Zudem kam es bereits im Vorfeld und auch im Nachgang der Bürgerversammlungen über mehrere Monate zu feindlichen und teilweise auch rassistischen Äusserungen und Gewalthandlungen gegenüber dem Beschwerdeführer. Das Bundesgericht hätte hier zumindest erklären müssen, weshalb es trotz der durch die Umstände nahe liegenden Wahrscheinlichkeit einer mehrdimensionalen rassistischen Diskriminierung und Diskriminierung wegen der Behinderung zum gegenteiligen Schluss gekommen ist. Zudem wäre es angezeigt gewesen, sich mit der Rechtsprechung des Emmen-Entscheids aus dem Jahre 2003 näher auseinanderzusetzen, in welchem das Gericht ausdrücklich auch auf die gesellschaftlich feindlichen Diskurse im Vorfeld und Nachgang der Abstimmung hingewiesen hatte (BGE 129 I 217). 

2. Zweitens sind nach Meinung der Fachstelle Égalité Handicap die Anforderungen an die Integrationsbereitschaft des Beschwerdeführers zu hoch angesetzt worden. B.P. war über Monate massiven – und teilweise rassistischen – Widerständen aus der Bevölkerung ausgesetzt. Auch verfügt er aufgrund seiner Behinderung über keine Arbeitsstelle, die ihm eine gewisse Unabhängigkeit und Sicherheit hätte geben können – dies nicht zuletzt auch, um sich vor den Verletzungen aus gewissen Teilen der Bevölkerung emotional zu distanzieren. Daher konnte vom Beschwerdeführer schlicht nicht verlangt werden, mehr für seine Integration zu leisten als seine regelmässigen Versuche, im Dorf mit der Bevölkerung ins Gespräch zu kommen. Sein Rückzug zeigt also nicht etwa fehlende Integrationsbereitschaft, sondern vielmehr den Wunsch, sich vor weiteren Anfeindungen zu schützen. Hier hätte das Bundesgericht also deutlich machen müssen, dass bei diesen sehr wahrscheinlichen besonderen Verhältnissen die Integrationsstandards von der Vorinstanz zu hoch gesetzt wurden.

Zur Vertiefung

Urteil Bundesgericht 1D_6/2011:
http://jumpcgi.bger.ch/cgi-bin/JumpCGI?id=12.06.2012_1D_6/2011
Sonderschulung: Bundesgericht stärkt die Integration

Der Vorrang der integrierten gegenüber der separierten Sonderschulung entspreche einem Grundgedanken des Behindertengleichstellungsgesetzes, so das Bundesgericht in seinem jüngsten Entscheid zur Beschulung von Kindern mit Behinderung. Damit weist das Bundesgericht eine Beschwerde ab, mit der die Eltern erreichen wollten, dass ihr Kind separiert beschult wird. 

tn. Das Bundesgericht argumentiert wie folgt: Der Unterricht muss für den Einzelnen angemessen und geeignet sein und genügen, um die Schüler angemessen auf ein selbstverantwortliches Leben im modernen Alltag vorzubereiten. Behinderte Kinder haben schon aufgrund von Art. 19 BV einen Anspruch auf geeignete Sonderschulung, wenn diese für einen ausreichenden Grundschulunterricht erforderlich ist. Ausschlaggebend sei dabei nicht die bestmögliche sondern eine angemessene Lösung. Hierbei stünde den Kantonen ein Ermessensspielraum zu. Dabei gelte es jedoch zu beachten, dass das verfassungsrechtliche Verbot der Diskriminierung wegen einer Behinderung (Art. 8 Abs. 2 BV) verlangt, dass die integrierte einer separierten Sonderschulung vorzuziehen ist, soweit dies möglich ist und dem Wohl des behinderten Kindes dient.

Die integrierte Sonderschulung entspreche zudem dem Grundgedanken des Behindertengleichstellungsgesetzes (BehiG). In Artikel 1 Absatz 2 BehiG wird als Gesetzeszweck u.a. genannt, es Menschen mit Behinderung zu erleichtern, am gesellschaftlichen Leben teilzunehmen und insbesondere selbstständig soziale Kontakte zu pflegen, sich aus- und fortzubilden und eine Erwerbstätigkeit auszuüben. Diesem Ziel trage eine durch angemessene Fördermassnahmen begleitete Integration von behinderten Kindern und Jugendlichen in die Regelschule Rechnung, zumal hierdurch der Kontakt zu nichtbehinderten Gleichaltrigen erleichtert werde, was einer gesellschaftlichen Eingliederung zuträglich sei, so das Bundesgericht.
Integration in der Grundschule ist zentral für die Vorbereitung auf ein möglichst selbstbestimmtes Erwachsenenleben.
Vor dem Hintergrund, dass die Schule dazu dient, Kinder für ein bestmöglich (integriertes) Leben vorzubereiten, kommt das Bundesgericht zum Schluss, dass auch wenn Eltern, Fachleute und lokale Behörden die separierte Schulung als besser geeignet und für den Beschwerdeführer vorteilhaft beurteilen, die Einschätzung der Vorinstanz nicht willkürlich sei, wonach die integrierte Schule als mindestens gleichwertig mit der separierten betrachtet werden könne. 

Kommentar von Égalité Handicap

Égalité Handicap begrüsst den Entscheid des Bundesgerichts. Insbesondere unterstützt die Fachstelle den umsichtigen ganzheitlichen Blick, der die Zukunft des Kindes auch über die schulische Zeit hinaus in den Blick nimmt. Denn: eine integrative Beschulung ist eines der zentralen Gefässe, um Kinder und Jugendliche trotz Behinderung bestmöglich für ein selbstbestimmtes Leben vorzubereiten. 
Kein Kinozugang für Rollstuhlfahrer

Das Kantonsgericht Genf lehnt in einem Urteil vom 11. Mai 2012 die Klage eines Rollstuhlfahrers und von Integration Handicap ab und bestätigt somit das erstinstanzliche Urteil. Es beurteilt das Zugangsverbot, welches ein Kino Menschen im Rollstuhl gegenüber verwirklicht, als gerechtfertigt und verneint deshalb das Vorliegen einer Diskriminierung. Der Betroffene und Integration Handicap haben das Urteil an das Bundesgericht weitergezogen.

chk. Herr Berger (Name geändert) wollte sich 2008 in einem Genfer Kino einen Film ansehen. Ihm wurde jedoch der Kauf eines Tickets vom anwesenden Personal verweigert mit dem Argument, er sei im Rollstuhl und könne sich deshalb ohne fremde Hilfe nicht in den Vorführungssaal begeben (siehe bereits FOCUS Nr. 6/2012, S. 18). Die erste Instanz hatte das Zugangsverbot als gerechtfertigt erachtet mit der Begründung, das Kino könne haftbar gemacht werden, falls sich die Person, welche dem Rollstuhlfahrer hilft, verletze. Zudem bestünden Sicherheitsrisiken im Brandfall.

In einem sehr knappen Entscheid (C/21159/2009) geht das Kantonsgericht auf die Argumente der Haftpflicht sowie der Sicherheit nicht ein. Es erwähnt lediglich, dass die Sicherheitsgefährdung von Dritten im Brandfall durch die Anwesenheit des Rollstuhlfahrers fraglich sei.
Die Begründung der unmöglichen Vertragserfüllung ist schlicht falsch und liefert keine Rechtfertigung für das Zugangsverbot.
Dass keine verbotene Diskriminierung im Sinne von Art. 6 Behindertengleichstellungsgesetz (BehiG) vorliege, begründet das Gericht rein vertragsrechtlich, jedoch ohne Hinweis auf die konkrete gesetzliche Grundlage. Die vertragsrechtliche Pflicht des Kinos bestünde darin, seiner Kundschaft einen Film in einem geeigneten Saal zu präsentieren. Da aber Herr Berger auf Hilfe angewiesen sei, um zum Saal zu gelangen, und da das Kino nicht verpflichtet werden könne, ihm diese Hilfe zu leisten, sei nicht garantiert, dass das Kino die erwähnte vertragliche Pflicht erfüllen könne (E.5). Somit hätte es das Recht gehabt, den Vertragsabschluss zu verweigern. 

Herr Berger und Integration Handicap haben gegen das Urteil im Juni 2012 Klage beim Bundesgericht eingereicht. Sie wiederholen dabei ihr Argument, wonach eine Verletzung von Art. 6 BehiG zu bejahen ist, wenn die Benachteiligung aufgrund der Behinderung nicht genügend gerechtfertigt werden kann. Auch das Kantonsgericht hat keine solche Rechtfertigung präsentiert. Das – neben der Haftpflicht und der Sicherheit – neue Argument der unmöglichen Vertragserfüllung ist schlicht falsch: Inhalt des Vertrags ist, dass Herr Berger selber sicherstellen muss, dass er bis zum Saal gelangt und aus diesem wieder herauskommt. Das Kino erfüllt somit in diesem Fall seine Vertragspflicht, indem es den Film präsentiert. 

Eine konsequente Umsetzung der Argumentation des Gerichts hätte zudem eine weitreichende – dem Behindertengleichstellungsrecht völlig widersprechende – Ausgrenzung von Menschen im Rollstuhl aus dem gesellschaftlichen Leben zur Folge. Denn Wohnen, Einkaufen, Sich verpflegen oder Sich unterhalten dürften sie nur noch an Orten, die sie stets – auch im Brandfall – ohne fremde Hilfe erreichen und wieder verlassen können. Dies trifft leider nur höchst selten zu, da dies lediglich im Erdgeschoss gewährleistet sei.
International

Erste Stellungnahme des UN-Behindertenrechtsausschusses

Am 19. April 2012 erliess der UN-Ausschuss für die Rechte von Menschen mit Behinderung seine erste Stellungnahme zur individuellen Mitteilung einer Person mit Behinderung betreffend Schweden. Dadurch erhalten mehrere Bestimmungen eine willkommene Konkretisierung. Der Ausschuss gab der Person mit Behinderung Recht.

chk. Durch die Ratifizierung des Fakultativprotokolls zur UNO Konvention über die Rechte von Menschen mit Behinderungen (BRK) anerkennen die Staaten die Zuständigkeit des durch die Konvention gegründeten UN Ausschusses, über individuelle Mitteillungen von Menschen mit Behinderung oder ihrer Organisationen betreffend behauptete Verletzungen der Konventionsrechte durch einen Staat zu entscheiden. 

Erstmals am 19. April 2012 kam es zu einer solchen Stellungnahme des Ausschusses in einem Fall gegen Schweden, mit vorliegendem Sachverhalt:

Die Autorin der Mitteilung an den Ausschuss ist eine Frau mit schwerer Behinderung. Sie kann seit acht Jahren nicht mehr laufen und stehen, und seit zwei Jahren ist sie bettlägerig. Sie erträgt zudem keine Medikation. Wegen akuter Verletzungsgefahr durch den Transport kann sie nicht ins Spital oder zur Rehabilitation gefahren werden. Die einzige Möglichkeit, den degenerativen Verlauf der Behinderung anzuhalten, ist Hydrotherapie, welche die Autorin unter den gegebenen Umständen nur in einem Schwimmbad bei sich zu Hause besuchen könnte. Sie stellte deshalb bei der zuständigen Behörde ein Baugesuch für einen Anbau an ihrem Haus auf einem in ihrem Eigentum stehenden Grundstück. In diesem Anbau sollte das Schwimmbad Platz finden. Als letzte Instanz lehnte das Höchste Verwaltungsgericht Schwedens das Gesuch mit der Begründung ab, das Baugesuch betreffe zum Teil nicht bebaubares Land.

Vor dem UN-Ausschuss rügt die Autorin die Verletzung zahlreicher Konventionsrechte. Auf einige Rügen geht der Ausschuss mangels genügender Begründung nicht ein. Er kommt aber zum Schluss, dass Schweden seine Verpflichtungen gemäss Artikel 5 Abs. 1 und 3 (Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung), Artikel 25 (Gesundheit), Artikel 26 (Habilitation und Rehabilitation) sowie Artikel 19 lit. b (Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft) nicht erfüllt hat. Als die Behörden das Baugesuch ablehnten, seien sie nicht auf die besonderen behinderungsbedingten Umstände eingegangen. Dies hätte eine indirekte Diskriminierung der Betroffenen zur Folge gehabt, welche ihre Gesundheit, Rehabilitation und unabhängige Lebensführung beeinträchtigt hätte. 

Trotz des eher atypischen Sachverhalts, welcher dieser UN-Ausschuss Stellungnahme zur Grunde liegt, werden durch sie mehrere Konventionsbestimmungen konkretisiert.

Der Ausschuss empfahl Schweden die festgestellte Verletzung der Konventionsrechte zu beseitigen, insbesondere durch erneute Prüfung des Baugesuchs unter Berücksichtigung der behinderungsbedingte Bedürfnisse der Autorin. Zudem soll Schweden allgemein dafür sorgen, dass solche Verletzungen in Zukunft vermieden werden.

Trotz des eher atypischen Sachverhalts, welcher dieser UN-Ausschuss Stellungnahme zur Grunde liegt, werden durch sie mehrere Konventionsbestimmungen konkretisiert. So wird das Vorhandensein einer mittelbaren Diskriminierung bejaht, weil durch die neutrale Anwendung eines Gesetzes – ohne Berücksichtigung der behinderungsbedingten Umstände im Einzelfall – zentrale Rechte der Person mit Behinderung, welche durch die Konvention garantiert sind (Gesundheit, Rehabilitation und Einbezug in die Gemeinschaft), verletzt werden.
Zur Vertiefung
Stellungnahme des UN-Ausschusses, H.M. v. Sweden:

http://www.ohchr.org/EN/HRBodies/CRPD/Pages/Jurisprudence.aspx
UN-Behindertenrechtskonvention:

http://www.admin.ch/ch/d/gg/pc/documents/1897/d_Vorlage_k.pdf
Fakultativprotokoll zur BRK:
http://www.parlament.gv.at/PAKT/VHG/XXIII/I/I_00564/imfname_113869.pdf
In eigener Sache

Égalité Handicap joined Facebook
www.facebook.com/EgaliteHandicap ist die Adresse für alle, die die Arbeit der Fachstelle Égalité Handicap auch auf Facebook unterstützen wollen!

ig. Hauptziel unserer Facebook Seite ist die Promotion der UNO Behindertenrechtskonvention in der Schweiz. Sobald die Botschaft veröffentlicht ist und die Lobbyarbeit für die Konvention beginnt, soll unsere Facebook Seite ein starkes Mittel sein für die Lobbyarbeit zur Ratifikation und Umsetzung der UNO Behindertenrechtskonvention in der Schweiz.

Unterstützen Sie das Lobbying für die UNO Behindertenrechtskonvention in der Schweiz mit einem „(like“ für die Facebook Seite von Égalité Handicap!

Wir werden auf unserer Facebook Seite regelmässig über den Stand der Konvention in der Schweiz berichten, auf Veranstaltungen rund um die Konvention hinweisen, ebenso auf interessante Entwicklungen zur Konvention in anderen Ländern. Wenn Sie Neuigkeiten zur Konvention haben, uns etwas aus ihrem Kanton, ihrer Organisation oder ihrem privaten Umfeld kommunizieren möchten, das die Umsetzung der Konvention fördern könnte, dann teilen Sie uns das mit!

www.facebook.com/EgaliteHandicap
Die Facebook Seite von Égalité Handicap steht momentan nur in deutscher Sprache zur Verfügung. Die News werden zum Teil auch auf unserer Homepage www.egalite-handicap.ch/news_francais.html in französischer Sprache bereit gestellt.

Messages für die Facebook Seite können selbstverständlich auch in Französisch und italienisch verfasst werden!
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